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I. Leistungs- und Reparaturbedingungen  
 
1. Allgemeines  
 
1.1. bei Bauleistungen gilt VOB/B und VOB/C als vereinbart  
 
1.2. Zum Angebot des Werkunternehmers gehörige Unterlagen wie Abbildungen, 
Zeichnungen usw. sind nur annähernd als maß ‐ und gewichtsgenau anzusehen, es 
sei denn, die Maß ‐ und Gewichtsgenauigkeit wurde ausdrücklich bestätigt. An diesen 
Unterlagen behält sich der Werksunternehmer Eigentums‐ und Urheberrecht vor. 
Sie dürfen ohne Einverständnis des Werksunternehmers Dritten nicht zugänglich 
gemacht oder auf sonstige Weise missbräuchlich verwendet werden. Wird der Auftrag 
nicht erteilt, so sind kundenindividuell erstellte Unterlagen unaufgefordert und in allen 
anderen Fällen nach Aufforderung unverzüglich zurückzusenden.  
 
2 Gewährleistung und Haftung  
 
2.1. Gewährleistung und Haftung bei Reparaturen an Gegenständen.  
 
2.1.1. Es gelten die gesetzlichen Gewährleistungsfristen, es sei denn, dass für den 
Vertrag die VOB/B und VOB/C insgesamt vereinbart worden ist. In diesem Fall gelten 
die Bedienungen der VOB/B und VOB/C insgesamt. Ist der Kunde Unternehmer, 
juristische Person des öffentlichen Rechts oderöffentlich ‐ rechtliches Sonderver-
mögen, gilt eine Verjährungsfrist von einem Jahr, es sei denn, es lägen Bau ‐ oder 
Baustoffmängel vor.  
 
2.1.2. Bei Lieferung gebrauchter Ware ist jegliche Gewährleistung ausgeschlossen, 
soweit der Kunde Unternehmer, juristische Person des öffentlichen Rechts oder 
öffentlich ‐ rechtliches Sondervermögen ist.  
 
2.1.3. Zur Mängelbeseitigung hat der Kunde dem Werkunternehmer die nach billigem 
Ermessen erforderliche Zeit und Gelegenheit zu gewähren. Der Kunde hat insbeson-
dere dafür Sorge zu tragen, dass der beanstandete Gegenstand zur Untersuchung 
und Durchführung der Nachbesserung dem Werksunternehmer oder dessen Beauf-
tragten zur Verfügung steht. Ersetzte Teile gehen in das Eigentum des Werkunter-
nehmers über.  
 
2.1.4. Stellt sich im Rahmen eines Gewährleistungsverlangens des Kunden heraus, 
dass der beanstandete Fehler auf eine andere technische Ursache zurückzuführen ist, 
als sie bei der ursprünglichen Reparatur vorlag, so handelt es sich um keinen Fall von 
Gewährleistung. Der entstandene und zu belegende Aufwand wird daher dem Kunden 
in Rechnung gestellt.  
 
2.1.5. Von jeglicher Gewährleistung ausgeschlossen sind: Fehler, die durch Beschä-
digung, falschen Anschluss oder falsche Bedienung durch den Kunden verursacht 
werden. Schäden durch höhere Gewalt, z. B. Blitzschlag, Mängel durch Verschleiß bei 
Überbeanspruchung mechanischer oder elektrischer Teile durch nichtb-
estimmungsgemäßen Gebrauch oder Mängel durch Verschmutzung, Schäden durch 
außergewöhnliche mechanische, chemische oder atmosphärische Einflüsse, einge-
setzte Gebrauchsteile.  
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2.1.6. Der Gewährleistungsanspruch erlischt, wenn ohne das Einverständnis des 
Werksunternehmers Änderungen an den Leistungen vorgenommen werden.  
 
2.1.7. Offensichtliche Mängel der Leistungen des Werkunternehmers muss der Kunde 
unverzüglich, spätestens 10 Werktage nach Eintritt der Erkennbarkeit bei Abnahme 
oder Inbetriebnahme dem Werkunternehmer schriftlich anzeigen, ansonsten ist dieser 
von der Mängelhaftung befreit.  
 
2.1.8. Der Werksunternehmer haftet für Schäden und Verluste an dem Gegenstand, 
soweit ihn oder seine Erfüllungsgehilfen ein Verschulden trifft. Im Fall der Beschä-
digung ist er zur lastenfreien Instandsetzung verpflichtet. Ist dies unmöglich oder mit 
unverhältnismäßig hohem Kostenaufwand verbunden, ist der Wiederbeschaffungs-
wert am Tag der Beschädigung zu ersetzen. Dasselbe gilt bei Verlust; Ziffer I, 5.2. 
dieser Bedingung bleibt unberührt. Darüber hinausragende Ansprüche, insbesondere 
Schadensersatzansprüche des Kunden, sind ausgeschlossen, sofern nicht Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit des Werkunternehmers oder seine Erfüllungsgehilfen vor-
liegen. Die in Punkt I, 4.1.1. genannte Gewährleistungsfrist von 6 Monaten gilt auch 
für eventuelle Ansprüche des Kunden aus positiver Vertragsverletzung und Verschul-
den bei Vertragsabschluss. Soweit sich hieraus eine Beschränkung der Haftung für 
leichte Fahrlässigkeit bei positiver Vertragsverletzung oder Verschulden bei Vertrags-
abschluss zugunsten des Werkunternehmers ergibt, gilt diese Beschränkung für den 
Kunden entsprechend.  
 
2.2. Gewährleistung und Haftung bei Bauleistungen  
Die Gewährleistung und Haftung richtet sich ausschließlich nach § 13 VOB/B und 
VOB/C.  
 
3 Erweiterte Pfandrechte des Werkunternehmers an beweglichen 
Sachen.  
 
3.1. Dem Werkunternehmer steht wegen seiner Forderung aus dem Auftrag ein 
Pfandrecht an dem aufgrund des Auftrags in seinen Besitz gelangten Gegenstand des 
Kunden zu. Das Pfandrecht kann auch wegen Forderungen aus früher durchgeführten 
Arbeiten, Ersatzlieferungen und sonstigen Leistungen geltend gemacht werden, 
soweit sie mit dem Gegenstand in Zusammenhang stehen. Für sonstige Ansprüche 
aus der Geschäftsverbindung gilt das Pfandrecht nur, soweit diese unbestritten oder 
rechtskräftig sind.  
 
3.2. Wird der Gegenstand nicht innerhalb von 4 Wochen nach Abholaufforderung ab-
geholt, kann vom Werkunternehmer mit Ablauf dieser Frist ein angemessenes Lager-
geld berechnet werden. Erfolgt nicht spätestens 3 Monate nach der Abholaufforderung 
die Abholung, entfällt die Verpflichtung zur weiteren Aufbewahrung und jede Haftung 
für leicht fahrlässige Beschädigung oder Untergang. 1 Monat vor Ablauf dieser Frist ist 
dem Kunden eine Verkaufsandrohung zuzusenden. Der Werksunternehmer ist 
berechtigt, den Gegenstand nach Ablauf dieser Frist zur Deckung seiner Forderungen 
zum Verkehrswert zu veräußern. 
  



 
 

Seite 3 

 
4 Eigentumsvorbehalt  
Soweit die anlässlich von Reparaturen eingefügten Ersatzteile o.ä. nicht wesentliche 
Bestandteile werden, behält sich der Werksunternehmer das Eigentum an diesen 
eingebauten Teilen bis zum Ausgleich aller Forderungen des Werkunternehmers aus 
dem Vertrag vor. Kommt der Kunde in Zahlungsverzug oder kommt er seinen Ver-
pflichtungen aus dem Eigentumsvorbehalt nicht nach, kann der Werksunternehmer 
vom Kunden den Gegenstand zum Zweck des Ausbaus der eingefügten Teile her-
ausverlangen. Sämtliche Kosten der Zurückholung und des Ausbaus trägt der Kunde. 
Erfolgt die Reparatur beim Kunden, so hat der Kunde dem Werksunternehmer die 
Gelegenheit zu geben, den Ausbau beim Kunden vorzunehmen. Arbeits‐ und 
Wegekosten gehen zu Lasten des Kunden. Gibt der Kunde die Gelegenheit zum 
Ausbau nicht, gilt Punkt 6 Abs. 2 entsprechend.  
 
5 Preise und Zahlungsbedingungen  
 
5.1. Die angegebenen Endpreise verstehen sich excl. Mehrwertsteuer.  
 
5.2. Für Leistungen, die im Auftrag nicht enthalten sind oder die von der Leistungsbe-
schreibung abweichen, kann ein Nachtragsangebot vom Kunden angefordert oder 
vom Werkunternehmer, abgegeben werden. Soweit dies nicht erfolgt, werden diese 
Leistungen nach Aufmaß und Zeit berechnet. Hinsichtlich der Anzeige und des Nach-
weises von Zeitarbeiten gilt bei der Erstellung von Bauleistungen § 15 Nr. 5 VOB/B 
und VOB/C. (siehe hierzu Seite 12 und Seite 13!) 
 
5.3. Bei Aufträgen, deren Ausführung über einen Monat andauern, sind je nach Fort-
schreiten der Arbeiten Abschlagszahlung in Höhe von 90% des jeweiligen Wertes der 
geleisteten Arbeiten zu erbringen. Die Abschlagszahlungen sind vom Werkunterneh-
mer anzufordern und binnen 10 Tage ab Rechnungsdatum vom Kunden zu leisten.  
 
5.4. Die vom Kunden einbehaltenen Sicherheitsleistungen sind mit dem banküblichen 
Zinssatz zu verzinsen.  
 

II. Verkaufsbedingungen  
 
1 Eigentumsvorbehalt  
Die verkauften Gegenstände und Anlagen bleiben Eigentum des Verkäufers bis zur 
Erfüllung sämtlicher aus diesem Vertrag ihm gegen den Kunden zustehender 
Ansprüche. Der Eigentumsvorbehalt bleibt bestehen für alle Forderungen, die der 
Verkäufer gegenüber dem Kunden im Zusammenhang mit dem Gegenstand, z. B. 
aufgrund von Reparaturen, Ersatzteillieferungen oder sonstiger Leistungen 
nachträglich erwirbt. Bis zu dieser Erfüllung dürfen die Gegenstände nicht 
weiterveräußert, vermietet, verliehen bzw. verschenkt und auch nicht bei nichtqualifi-
zierten Dritten in Reparatur gegeben werden. Ebenso sind die Sicherungsübereig-
nungen und Verpfändung untersagt. Ist der Kunde (Wiederverkäufer), so ist ihm die 
Weiterveräußerung im gewöhnlichen Geschäftsweg unter der Voraussetzung gestat-
tet, dass die Forderungen aus dem Weiterverkauf einschließlich sämtlicher Neben-
rechte in Höhe des Rechnungswertes des Verkäufers bereits jetzt an diesen abgetre-
ten werden. Während der Dauer des Eigentumsvorbehalts ist der Kunde zum Besitz 
und Gebrauch des Gegenstandes berechtigt, solange er seinen Verpflichtungen aus 
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dem Eigentumsvorbehalt nachkommt und sich nicht in Zahlungsverzug befindet. 
Kommt der Kunde in Zahlungsverzug oder kommt er seinen Verpflichtungen aus dem 
Eigentumsvorbehalt nicht nach, kann der Verkäufer den Gegenstand vom Kunden 
herausverlangen und nach Androhung mit angemessener Frist den Gegenstand unter 
Verrechnung auf den Kaufpreis durch freihändigen Verkauf bestmöglich verwerten. 
Diese Rücknahme gilt bei Teilzahlungsgeschäften eines nicht als Kaufmann in das 
Handelsregister eingetragenen Kunden als Rücktritt. In dem Fall gelten die 
Bestimmungen des Abzahlungsgesetzes. Sämtliche Kosten der Rücknahme und der 
Verwertung des Gegenstandes trägt der Kunde. Bei Zugriffen von Dritten, insbeson-
dere bei Pfändung des Gegenstandes oder bei Ausübung des Unternehmer‐Pfand-
rechts einer Werkstatt hat der Kunde dem Verkäufer sofort schriftlich Mitteilung zu 
machen und den Dritten unverzüglich auf den Eigentumsvorbehalt des Verkäufers 
hinzuweisen. Der Kunde trägt alle Kosten, die zur Aufhebung des Zugriffs und zu einer 
Wiederbeschaffung des Gegenstandes aufgewendet werden müssen, soweit sie nicht 
von Dritten eingezogen werden können. Der Kunde hat die Pflicht, den Gegenstand 
während der Dauer des Eigentumsvorbehalts in ordnungsgemäßem Zustand zu 
halten, alle vorgesehenen Wartungsarbeiten und erforderlichen Instandsetzungen 
unverzüglich vom Verkäufer ausführen zu lassen. Der Verkäufer verpflichtet sich, die 
ihm zustehenden Sicherungen insoweit freizugeben, als ihr Wert die zu sichernden 
Forderungen, soweit diese noch nicht beglichen sind, um mehr als 10% übersteigt.  
 
2 Abnahme und Abnahmeverzug  
Nimmt der Kunde den Gegenstand nicht fristgemäß ab, ist der Verkäufer berechtigt, 
ihm eine angemessene Nachfrist zu setzen, nach deren Ablauf anderweitig über den 
Gegenstand zu verfügen und den Kunden mit angemessen verlängerter Nachfrist zu 
beliefern. Unberührt davon bleiben die Rechte des Verkäufers, nach Nachfristsetzung 
mit Ablehnungsandrohung (§ 326 BGB) vom Vertrag zurückzutreten oder 
Schadensersatz wegen Nichterfüllung zu verlangen. Im Rahmen einer Schadens-
ersatzforderung kann der Verkäufer 20% des vereinbarten Preises ohne Mehrwert-
steuer als Entschädigung ohne Nachweis fordern, soweit nicht nachweislich nur ein 
wesentlich geringerer Schaden entstanden ist. Die Geltendmachung eines tatsächlich 
höheren Schadens bleibt vorbehalten. Der Kunde ist gehalten, Teillieferungen 
(Vorablieferungen) anzunehmen, soweit dies zumutbar ist.  
 
3 Gewährleistung und Haftung  
 
3.1. Die Gewährleistungspflicht für alle verkauften neuen Gegenstände und Anlagen 
beträgt 2 Jahre ab Auslieferung. Offensichtliche Mängel müssen jedoch innerhalb 10 
Werktagen nach Inbetriebnahme gerügt werden, ansonsten ist der Verkäufer von der 
Mängelhaftung befreit. Die Gewährleistung erstreckt sich auf den kostenlosen Mate-
rialersatz, jedoch nicht auf die erforderlichen Arbeitswege ‐ und Fahrkosten. Transport‐ 
und Wegekosten werden für tragbare Gegenstände im geschäftsüblichen Ein-
zugsbereich nicht übernommen, wenn sie den Verkaufspreis des Gegenstandes-
übersteigen würden.  
 
3.2. Bei Gewährleistungsansprüchen hat auf Verlangen des Kunden der Verkäufer, 
sofern der Mangel mit verfügbaren Ersatzteilen nicht innerhalb von 6 Wochen beseitigt 
werden kann oder der Verkäufer die Nachbesserung ablehnt oder unzumutbar 
verzögert, kostenlos Ersatz zu liefern. Im Fall des Fehlschlagens der Ersatzlieferung 
(Unmöglichkeit oder unzumutbare Verzögerung durch den Verkäufer) kann der Kunde 
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wahlweise Herabsetzung des Entgelts oder Rückgängigmachung des Vertrages 
verlangen.  
 
3.3. Werden Gewährleistungsansprüche geltend gemacht, so müssen diese unver-
züglich durch Vorlage der Rechnung oder anderer Kaufbelege glaubhaft gemacht 
werden.  
 
3.4. Punkt 4.1.4. der Leistungs‐ und Reparaturbedingungen (vorstehend unter I.) gilt 
sinngemäß.  
 
3.5. Der Anspruch auf Gewährleistung bei Eingriff des Kunden oder Dritte in den 
Gegenstand erlischt dann nicht, wenn der Kunde eine entsprechende substantiierte 
Behauptung des Verkäufers, dass der Eingriff den Mangel herbeigeführt hat, widerlegt.  
 
3.6. Ausgeschlossen sind alle anderen, weitergehenden Ansprüche des Kunden ein-
schließlich etwaiger Schadensersatzansprüche wegen Folgeschäden und Schäden 
aus der Durchführung der Nachbesserung bzw. Ersatzlieferung, soweit gesetzlich zu-
lässig und nicht grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz vorliegt. Soweit sich hieraus eine 
Beschränkung der Haftung für leichte Fahrlässigkeit bei Positiver Vertragsverletzung 
oder Verschuldung bei Vertragsabschluss zugunsten des Verkäufers ergibt, gilt diese 
Beschränkung für den Kunden entsprechend.  
 
3.7. Beim Verkauf von gebrauchten Gegenständen wird der Verkäufer den Kunden 
nach bestem Wissen und Gewissen über den Gebrauchswert des Gegenstandes be-
raten. Soweit der Verkäufer nicht gesetzlich zwingend haftet oder etwas anderes ver-
einbart wird, ist jede Gewährleistung des Verkäufers ausgeschlossen.  
 
3.8. Im Schadensfalle Freistellung von Haftpflichtansprüchen über 1.000.000, ‐ €.  
 
4 Rücktritt  
 
4.1. Der Verkäufer kann vom Vertrag zurücktreten:  
 
4.1.1. wenn durch höhere Gewalt, Streik, Aussperrung oder einen sonstigen Umstand, 
den er nicht zu vertreten hat und der für die Fertigstellung des Gegenstandes von 
erheblicher Bedeutung ist, die Lieferung nicht ausführen kann;  
 
4.1.2. wenn der Kunde einen schriftlich vereinbarten Zahlungstermin um mehr als 14 
Tage überschreitet und eine ihm gesetzte Nachfrist von mindestens 14 Tage verstrei-
chen lässt;  
 
4.1.3. wenn der Kunde wahrheitswidrige Angaben über seine Person, seinen Verdienst 
oder seine Verpflichtung gemacht hat, die das Einhalten der Zahlungspflichten 
gefährden.  
 
4.2. Der Kunde kann vom Vertrag zurücktreten: wenn der Verkäufer schuldhaft die 
vom Kunden um eine angemessene Nachfrist mit Ablehnungsandrohung verlängerte 
Lieferfrist nicht einhält. Kein Verschulden liegt vor bei Lieferhindernissen infolge 
höherer Gewalt, Streik und Aussperrung. In solchen Fällen verlängert sich die Liefer-
zeit angemessen. Steht die Nichtausführbarkeit aufgrund solcher Umstände fest, kann 
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der Kunde zurücktreten. Die Lieferzeit gilt als eingehalten, wenn die Gegenstände 
termingerecht zum Versand bereitstehen.  
 
4.3. Bei Rücktritt sind Verkäufer und Kunde verpflichtet, die voneinander empfangenen 
Leistungen zurück zu gewähren. Der Kunde hat im Fall seines Rücktritts dem 
Verkäufer für die infolge des Vertrags gemachten Aufwendungen sowie bei erfolgter 
Lieferung für Beschädigung des Gegenstandes Ersatz zu leisten, welche durch ein 
Verschulden des Kunden oder durch einen sonstigen von ihm zu vertretenden Um-
stand verursacht sind. Für die Überlassung des Gebrauchs oder die Benutzung ist 
deren Wert zu vergüten, wobei auf die inzwischen eingetretene Wertminderung des 
Gegenstandes Rücksicht zu nehmen ist.  
 

III. Gemeinsame Bestimmungen für Leistungen, Reparatu-
ren und Verkäufe  
 
1 Preise und Zahlungsbedingungen  
 
1.1. Die angegebenen Endpreise verstehen sich ab Betriebssitz des Werkunterneh-
mers bzw. Verkäufers excl. Mehrwertsteuer. Kosten für Versicherung, Fracht und Zoll 
ab Lieferort können getrennt berechnet werden.  
 
1.2. Alle Rechnungsbeträge sind sofort nach Rechnungserteilung in einer Summe 
zahlbar. Teilzahlungen bei Verkäufen sind nur möglich, wenn sie vorher schriftlich 
vereinbart wurden. In solchen Fällen wird die gesamte Restschuld sofort zur Zahlung 
fällig, wenn der Kunde mindestens mit 2 aufeinanderfolgenden Raten ganz oder teil-
weise in Verzug gerät.  
 
1.3. Kommt der Kunde mit seinen Zahlungsverpflichtungen in Verzug, so hat dieser 
dem Werkunternehmer bzw. Verkäufer den entstandenen Verzugsschaden, mindes-
tens in Höhe des gesetzlichen Zinses, zu ersetzen.  
 
2 Gerichtsstand  
Gerichtsstand ist Ulm, wenn der Auftraggeber Kaufmann, eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts oder öffentlich‐rechtliches Sondervermögens ist. Für alle Verein-
barungen und Rechtshandlungen zwischen dem Kunden und uns gilt ausschließlich 
das Recht der Bundesrepublik Deutschlands als vereinbart. Die Anwendung der ein-
heitlichen Kaufgesetze ist ausgeschlossen.  
 
3 Salvatorische Klausel  
Sollte eine Bestimmung in diesen Geschäftsbedingungen oder eine Bestimmung im 
Rahmen sonstiger Vereinbarungen unwirksam sein oder werden, so wird hiervon die 
Wirksamkeit aller sonstiger Bestimmungen oder Vereinbarungen nicht berührt.  
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Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
 
Buck Tankanlagen GmbH 
89134 Blaustein-Bermaringen 
Stand: 01.01.2018 
 

I. Geltung und Vertragsschluss 
 
1. Diese Bedingungen gelten für sämtliche Leistungen, im Rahmen laufender Ge-
schäftsbeziehungen auch für zukünftige, selbst wenn diese Bedingungen nicht mehr 
ausdrücklich vereinbart werden. Ergänzend gilt unser Preisverzeichnis in der jeweils 
gültigen Fassung.  
 
2. Es gelten vorbehaltlich vertraglicher Vereinbarungen ausschließlich die unter Ab-
schnitt I.1. aufgezählten Regelungen. Andere Regelungen werden nicht Vertragsin-
halt, auch wenn wir ihnen nicht ausdrücklich widersprechen. 
 
3. Unsere Angebote sind freibleibend. Ein Vertrag kommt erst durch unsere schriftliche 
Auftragsbestätigung zustande. Der Umfang unserer Leistungen wird durch unsere 
schriftliche Auftragsbestätigung nebst ihren schriftlichen Anlagen abschließend 
bestimmt. Nebenabreden und Änderungen kommen erst mit unserer schriftlichen Be-
stätigung zustande. 
 
4. Unsere Erfüllung des Vertrages bezüglich derjenigen Lieferteile, die von staatlichen 
Exportvorschriften erfasst werden, steht unter dem Vorbehalt, dass uns die 
erforderlichen Genehmigungen erteilt werden. 
 
5. Von uns übergebene Unterlagen und gemachte Angaben, wie Abbildungen, Zeich-
nungen, Gewichts- und Maßangaben, sind nur verbindlich, soweit wir diese aus-
drücklich als Vertragsbestandteil aufführen bzw. ausdrücklich auf diese Bezug neh-
men.  
 
6. An Mustern, Kostenvoranschlägen, Zeichnungen, Dokumentationen u.ä. Informa-
tionen körperlicher und unkörperlicher Art – auch in elektronischer Form – behalten wir 
uns unsere Eigentums- und Urheberrechte vor; sie dürfen Dritten nicht ohne unsere 
vorherige schriftliche Zustimmung zugänglich gemacht werden. 
 
7. Diese AGB sind nicht zur Verwendung gegenüber Verbrauchern bestimmt.  
 

II. Preise und Zahlung 
 
1. Bei Lieferungen innerhalb der Europäischen Union hat der Besteller zum Nachweis 
seiner Befreiung von der Umsatzsteuer seine Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 
rechtzeitig vor dem vertraglich vereinbarten Liefertermin mitzuteilen. Im Falle des 
Unterbleibens der rechtzeitigen und vollständigen Mitteilung behalten wir uns die 
Berechnung der jeweils geltenden Umsatzsteuer vor. 
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2. Bei Lieferungen außerhalb der Europäischen Union sind wir berechtigt, die gesetz-
liche Umsatzsteuer nach zu berechnen, wenn uns der Besteller nicht innerhalb eines 
Monats nach  jeweiligem Versand einen Ausfuhrnachweis zuschickt. 
 
3. Kostenvoranschläge sind nur in Schriftform und für 3 Monate nach Angebots-Datum 
bindend.  
 
4. Soweit nichts anderes vereinbart, hat der Besteller Zahlungen wie folgt zu leisten:  
 
a) Die Rechnung ist zahlbar spätestens 14 Tage netto nach dem Rechnungsdatum 
ohne jeden Abzug.  
 
b) Bei Überschreitung des Zahlungszieles (14 Tage nach Rechnungsfälligkeit und -
zugang) gerät der Besteller – ohne dass es einer besonderen Mahnung bedürfte – 
gem. § 286 Abs. 5 BGB in Verzug. Vom Eintritt des Verzuges an kommen Verzugs-
zinsen von 8% über dem jeweils geltenden Basiszinssatz der Bundesbank sowie alle 
durch Zahlungserinnerungen entstehenden Kosten in Anrechnung gemäß § 288 Abs. 
5; wir behalten uns vor, einen höheren Schaden geltend zu machen.  
 
c) Befindet sich der Käufer für verfallene Rechnungen in Verzug und wird gerichtliche 
Beitreibung notwendig, so gelten auch die noch nicht verfallenen Posten als zur Zah-
lung fällig und sind einklagbar. 
 
5. Montagen, Reparaturen, und sonstige Dienstleistungen werden zu den jeweils gül-
tigen Verrechnungssätzen, welche bei uns angefordert werden können, abgerechnet. 
Für Arbeiten außerhalb normaler Arbeitszeiten werden Zuschläge erhoben. Reise- und 
Wartezeiten gelten als Arbeitszeiten. 
 
6. Der Besteller kann nur mit dem Grunde und der Höhe nach unstreitigen oder 
rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufrechnen oder ein Zurückbehal-
tungsrecht ausüben.  
 

III. Lieferung, Gefahrenübergang, Entgegennahme 
 
1. Wir behalten uns zumutbare Teillieferungen und Teilrechnungen vor. 
 
2. Lieferungen erfolgen ab Werk, soweit nicht anders vereinbart, ab Herstellungsort. 
 
3. Soweit eine Abnahme zu erfolgen hat, ist diese für den Gefahrenübergang maß-
gebend. Hat der Besteller den Transport der Sache vom Herstellungsort zur Verwen-
dungsstelle übernommen, trägt der Besteller für die Dauer des Transports die Gefahr. 
 
4. Die Regelungen über den Gefahrübergang gelten auch, wenn Teillieferungen er-
folgen oder wir noch andere Leistungen übernommen haben. 
 
5. Verzögert sich der Versand bzw. die Abnahme infolge von Umständen, die uns nicht 
zuzurechnen sind, geht die Gefahr vom Tage der Meldung der Versand- bzw. 
Abnahmebereitschaft auf den Besteller über. Wir verpflichten uns, vom Besteller ver-
langte Versicherungen auf dessen Kosten abzuschließen. 
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6. Der Besteller darf die Entgegennahme der Lieferung bei unwesentlichen Mängeln 
und Mengenabweichungen, unbeschadet seiner Rechte aus Abschnitt IX., nicht ver-
weigern. 
 

IV. Eigentumsvorbehalt 
 
1. Das Eigentum an Liefergegenständen geht erst nach vollständiger Bezahlung auf 
den Besteller über. 
 
2. Soweit die Gültigkeit des Eigentumsvorbehalts im Bestimmungsland an besondere 
Voraussetzungen oder besondere Formvorschriften geknüpft ist, hat der Besteller für 
deren Erfüllung Sorge zu tragen. 
 
3. Der Besteller darf den Liefergegenstand vor Eigentumsübergang weder verpfänden, 
noch zur Sicherung übereignen. Bei Pfändungen sowie Beschlagnahme oder 
sonstigen Verfügungen durch Dritte hat uns der Besteller unverzüglich zu benach-
richtigen.  
 
4. Bei vertragswidrigem Verhalten des Bestellers, insbesondere bei Zahlungsverzug, 
sind wir zur Rücknahme nach Mahnung berechtigt. Der Besteller ist zur Herausgabe 
verpflichtet. Weder die Geltendmachung des Eigentumsvorbehalts, noch die Pfändung 
des Liefergegenstandes durch uns gelten als Rücktritt. 
 
5. Ein Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Bestel-
lers berechtigt uns, vom Vertrag zurückzutreten und die sofortige Rückgabe des Lie-
fergegenstandes zu verlangen.  
 
6. Hat der Besteller seinen Sitz in der Bundesrepublik Deutschland, so gilt ergänzend: 
Wir behalten uns das Eigentum an den Liefergegenständen vor, bis unsere sämtlichen 
Forderungen gegen den Besteller aus der laufenden Geschäftsverbindung befriedigt 
sind. Der Besteller ist berechtigt, unter Eigentumsvorbehalt stehende 
Liefergegenstände im ordentlichen Geschäftsgang weiter zu veräußern. Er hat die 
Liefergegenstände unter Eigentumsvorbehalt weiter zu veräußern, wenn die Liefer-
gegenstände vom Dritterwerber nicht sofort vollständig bezahlt werden. Die Berechti-
gung zur Weiterveräußerung entfällt bei Zahlungsverzug des Bestellers. Der Besteller 
tritt schon jetzt zur Sicherung unserer Forderungen die aus der Weiterveräußerung 
oder einem sonstigen Rechtsgrund entstehenden Forderungen an uns ab. Im Fall der 
Verarbeitung von Vorbehaltssachen und daraus entstehendem Miteigentum erfasst 
die Abtretung nur den unserem Miteigentumsanteil entsprechenden Forderungsanteil. 
Zur Einziehung der an uns abgetretenen Forderungen bleibt der Besteller auch nach 
der Abtretung solange ermächtigt, wie er seinen  Zahlungsverpflichtungen uns 
gegenüber vertragsgemäß nachkommt. Wir können jederzeit verlangen, dass der 
Besteller uns die abgetretenen Forderungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle 
zum Einzug erforderlichen Angaben macht, die dazugehörenden Unterlagen 
aushändigt und dem Schuldner die Abtretung mitteilt. Die Verarbeitung von Vorbe-
haltsware wird durch den Besteller stets für uns vorgenommen. Wird die Vorbehalts-
sache mit anderen, nicht in unserem Eigentum stehenden Gegenständen verarbeitet, 
so erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Rechnungs-
wertes der Vorbehaltssache zu den anderen verarbeiteten Gegenständen im Zeitpunkt 
der Verarbeitung. Werden unsere Waren mit anderen beweglichen Gegenständen zu 
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einer einheitlichen Sache verbunden und ist die andere Sache als Hauptsache 
anzusehen, so gilt als vereinbart, dass der Besteller uns anteilig Miteigentum überträgt, 
soweit die Hauptsache ihm gehört. Der Besteller verwahrt das Eigentum oder 
Miteigentum für uns. Für die Verarbeitung bzw. Verbindung entstehende Sache gilt im 
Übrigen das gleiche wie für die Vorbehaltsware. Wir verpflichten uns, die uns 
zustehenden Sicherungen insoweit freizugeben, als ihr Rechnungswert unsere noch 
offenen (Rest-) Forderungen nicht nur vorübergehend um mehr als 10 % übersteigt.  
 

V. Mitwirkungspflichten des Bestellers 
 
1. Der Besteller hat auf seine Kosten und Gefahr zu übernehmen bzw. rechtzeitig be-
reitzustellen: 
 
• Fachkräfte in der vom Lieferanten für erforderlich erachteten Zahl. Diese Fachkräfte 
stehen für den vorher abgestimmten Zeitraum der Montage und Inbetriebnahme, 
sonstige vereinbarte Hilftestellungen sowie Überwachung der Anlage zur Verfügung 
und haben deren Anordnung Folge zu leisten. Der Besteller haftet für diesen 
Personenkreis allein und stellt den Lieferanten insoweit von allen Ansprüchen frei; 
 
• alle Erd-, Bettungs-, Bau und Gerüstarbeiten einschließlich der dazu benötigten 
Baustoffe; 
 
• die zur Montage und Inbetriebnahme erforderlichen Vorrichtungen und Bedarfsge-
genstände; insbesondere den zur Inbetriebnahme der Überwachungsanlage erfor-
derlichen Elektroanschluss; 
 
2. Die Hilfeleistung des Bestellers muss gewährleisten, dass unsere Arbeiten sofort 
nach Ankunft unseres Personals begonnen und ohne Verzögerung bis zur Abnahme 
durchgeführt werden können. 
 
3. Kommt der Besteller seinen Pflichten nicht nach, so sind wir berechtigt, jedoch nicht 
verpflichtet, die dem Besteller obliegenden Handlungen an seiner Stelle und auf seine 
Kosten vorzunehmen. 
 
4. Kann eine Reparatur aus von uns nicht zu vertretenden Gründen nicht durchgeführt 
werden, sind von uns erbrachte Leistungen sowie entstandener Aufwand durch den 
Besteller auszugleichen. 
 
5. Im Austauschverfahren ersetzte Teile werden unser Eigentum. 
 
6. Ist die Leistung vor Abnahme ohne unser Verschulden untergegangen oder ver-
schlechtert worden, so hat uns der Besteller den Preis abzüglich ersparter Aufwen-
dungen zu erstatten. 
 
7. Nur schriftlich bestätigte Reparaturfristen sind verbindlich. 
 
8. Der Besteller ist im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften zur Minderung berechtigt, 
wenn – unter Berücksichtigung der gesetzlichen Ausnahmefälle – eine uns während 
unseres Verzuges gesetzte angemessene Frist zur Leistungserbringung fruchtlos 
verstreicht. Das Minderungsrecht besteht auch in sonstigen Fällen des Fehlschlagens 
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der Mängelbeseitigung. Zum Rücktritt ist der Besteller nur berechtigt, wenn die 
Reparatur trotz der Minderung für den Besteller nachweisbar ohne Interesse ist.  
 

XV. Allgemeines 
 
1. Alle Steuern, Gebühren und Abgaben im Zusammenhang mit der Leistung außer-
halb der Bundesrepublik Deutschland hat der Besteller zu tragen und gegebenenfalls 
an uns zu erstatten. 
 
2. Wir erstatten keine Rücktransportkosten der Verpackung. 
 
3. Der Besteller hat auf seine Kosten die für seine Verwendung der Produkte erfor-
derlichen Genehmigungen und / oder Ex-und Importpapiere zu beschaffen. 
 
4. Leistungs- und Erfüllungsort für Verpflichtungen des Bestellers uns gegenüber ist 
Ulm. 
 
5. Sollten einzelne Bedingungen dieser Geschäftsbedingungen oder des Vertrages 
ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, bleiben die übrigen Bedingungen 
hiervon unberührt. 
 

XVI. Anwendbares Recht, Gerichtsstand 
 
1. Gerichtsstand bei allen sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten 
ist an unserem Hauptsitz. Klageerhebung am gesetzlichen Gerichtsstand des Bestel-
lers behalten wir uns vor. 
 
2. Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland, unter Ausschluss aller Kollisi-
onsnormen und des Übereinkommens der Vereinten Nationen über den internationa-
len Warenkauf (CISG) 
  



 
 

Seite 12 

Auszug: 
 

Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen - Teil B 

§ 15 Stundenlohnarbeiten 

(1) 1. Stundenlohnarbeiten werden nach den vertraglichen Vereinbarungen abgerechnet. 

 2. 

1Soweit für die Vergütung keine Vereinbarungen getroffen worden sind, gilt die 
ortsübliche Vergütung. 2Ist diese nicht zu ermitteln, so werden die Aufwendungen des 
Auftragnehmers für Lohn- und Gehaltskosten der Baustelle, Lohn- und 
Gehaltsnebenkosten der Baustelle, Stoffkosten der Baustelle, Kosten der 
Einrichtungen, Geräte, Maschinen und maschinellen Anlagen der Baustelle, Fracht-, 
Fuhr- und Ladekosten, Sozialkassenbeiträge und Sonderkosten, die bei wirtschaftlicher 
Betriebsführung entstehen, mit angemessenen Zuschlägen für Gemeinkosten und 
Gewinn (einschließlich allgemeinem Unternehmerwagnis) zuzüglich Umsatzsteuer 
vergütet. 

(2) Verlangt der Auftraggeber, dass die Stundenlohnarbeiten durch einen Polier oder eine 
andere Aufsichtsperson beaufsichtigt werden, oder ist die Aufsicht nach den einschlägigen 
Unfallverhütungsvorschriften notwendig, so gilt Absatz 1 entsprechend. 

(3) Dem Auftraggeber ist die Ausführung von Stundenlohnarbeiten vor Beginn anzuzeigen. 
Über die geleisteten Arbeitsstunden und den dabei erforderlichen, besonders zu 
vergütenden Aufwand für den Verbrauch von Stoffen, für Vorhaltung von Einrichtungen, 
Geräten, Maschinen und maschinellen Anlagen, für Frachten, Fuhr- und Ladeleistungen 
sowie etwaige Sonderkosten sind, wenn nichts anderes vereinbart ist, je nach der 
Verkehrssitte werktäglich oder wöchentlich Listen (Stundenlohnzettel) einzureichen. Der 
Auftraggeber hat die von ihm bescheinigten Stundenlohnzettel unverzüglich, spätestens 
jedoch innerhalb von 6 Werktagen nach Zugang, zurückzugeben. Dabei kann er 
Einwendungen auf den Stundenlohnzetteln oder gesondert schriftlich erheben. 5Nicht 
fristgemäß zurückgegebene Stundenlohnzettel gelten als anerkannt. 

(4) Stundenlohnrechnungen sind alsbald nach Abschluss der Stundenlohnarbeiten, 
längstens jedoch in Abständen von 4 Wochen, einzureichen. Für die Zahlung gilt § 16. 

(5) Wenn Stundenlohnarbeiten zwar vereinbart waren, über den Umfang der 
Stundenlohnleistungen aber mangels rechtzeitiger Vorlage der Stundenlohnzettel Zweifel 
bestehen, so kann der Auftraggeber verlangen, dass für die nachweisbar ausgeführten 
Leistungen eine Vergütung vereinbart wird, die nach Maßgabe von Absatz 1 Nummer 2 für 
einen wirtschaftlich vertretbaren Aufwand an Arbeitszeit und Verbrauch von Stoffen, für 
Vorhaltung von Einrichtungen, Geräten, Maschinen und maschinellen Anlagen, für Frachten, 
Fuhr- und Ladeleistungen sowie etwaige Sonderkosten ermittelt wird. 
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Auszug: 
 

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 

§ 288 Verzugszinsen und sonstiger Verzugsschaden 

 
(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der Verzugszinssatz 
beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. 
 
(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt ist, beträgt der 
Zinssatz für Entgeltforderungen neun Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. 
 
(3) Der Gläubiger kann aus einem anderen Rechtsgrund höhere Zinsen verlangen. 
 
(4) Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausgeschlossen. 
 
(5) Der Gläubiger einer Entgeltforderung hat bei Verzug des Schuldners, wenn dieser 
kein Verbraucher ist, außerdem einen Anspruch auf Zahlung einer Pauschale in 
Höhe von 40 Euro. Dies gilt auch, wenn es sich bei der Entgeltforderung um eine 
Abschlagszahlung oder sonstige Ratenzahlung handelt. Die Pauschale nach Satz 1 
ist auf einen geschuldeten Schadensersatz anzurechnen, soweit der Schaden in 
Kosten der Rechtsverfolgung begründet ist. 
 
(6) Eine im Voraus getroffene Vereinbarung, die den Anspruch des Gläubigers einer 
Entgeltforderung auf Verzugszinsen ausschließt, ist unwirksam. Gleiches gilt für eine 
Vereinbarung, die diesen Anspruch beschränkt oder den Anspruch des Gläubigers 
einer Entgeltforderung auf die Pauschale nach Absatz 5 oder auf Ersatz des 
Schadens, der in Kosten der Rechtsverfolgung begründet ist, ausschließt oder 
beschränkt, wenn sie im Hinblick auf die Belange des Gläubigers grob unbillig ist. 
Eine Vereinbarung über den Ausschluss der Pauschale nach Absatz 5 oder des 
Ersatzes des Schadens, der in Kosten der Rechtsverfolgung begründet ist, ist im 
Zweifel als grob unbillig anzusehen. Die Sätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn 
sich der Anspruch gegen einen Verbraucher richtet. 
 
(+++ § 288: Zur Anwendung vgl. § 34 BGBEG +++) 
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 Daloser Weg 5 
 Ortsteil Bermaringen 
 89134 Blaustein 
 Tel. (0 73 04) 80 393 – 0 
 Fax (0 73 04) 80 393 – 70 
 Mail: info@buck-tankanlagen.de 
 www.buck-tankanlagen.eu 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
aus gegebenem Anlass weisen wir darauf hin, dass die von uns auf un-
seren Rechnungen angegebenen Zahlungsbedingungen grundsätzlich 
bindend und zwingend einzuhalten sind. Dieses gilt insbesondere für die 
angegebenen Fristen. 
 
Sollten wir Ihnen Skonto gewähren, so ist der zu zahlende Betrag abzüg-
lich des Skontos innerhalb der angegebenen Frist zu begleichen. Hier gilt 
als befreiende Zahlung der Eingang auf unserem Konto. Die Ausführung 
der Überweisung am letzten Fälligkeitstag ist nicht ausreichend (siehe 
hierzu Urteil des EuGH). 
 
Unsere Buchhaltung ist angewiesen, unberechtigte Skontoabzüge aus-
nahmslos anzumahnen. Im Zweifelsfall gewähren wir eine Karenzzeit von 
drei Arbeitstagen für die Laufzeit der Briefpost. Die Zahlungsmodalitäten 
bzw. die internen Abläufe beim Zahlungsablauf unserer Kunden finden 
hier keine Berücksichtigung, da wir auf diese keinerlei Einfluss haben. 
 
Sollten wiederholt Unstimmigkeiten bezüglich des Rechnungsausgleiches 
auftreten, werden im ersten Schritt keine Skonti mehr gewährt werden. Im 
Einzelfall behalten wir uns im nächsten Schritt vor, entsprechende Kunden 
nur noch gegen Vorkasse zu beliefern. 
 
Wir weisen der Ordnung halber nochmals darauf hin, dass alle von uns 
gelieferten Waren bis zur endgültigen Bezahlung Eigentum der Firma 
Buck Tankanlagen GmbH sind. 
 
Wir bitten um Beachtung! 
 
 
 
 
Die Geschäftsleitung 


